UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


isademlarınır 
bekientiierini ve basanların 
darn böyük güç 


Ausriß aus »Hürriyet«. Motto dieser 
Zeitung: »Die Türkei den Türken!« 


»Das, was 
Kanuni Sultan 
Süleyman 
1529 mit der 
Belagerung 
Wiens 
begonnen hat, 
werden wir 
über die 
Einwohner, 
mit unseren 
kräftigen 
Männern und 
gesunden 
Frauen, 
verwirklichen.« 


Vural Öger in der Zeitung »Hürriyet« It. 
»Bild« vom 26.5.2004 
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Die Mehrheit protestiert gegen Eurotopia: 


Fast 60 % Wahlverweigerer bei der Europawahl 


Vural Öger drin, 


Deutschland draußen 


Vural Öger (SPD) zur deutschen Zukunft: 
35 Millionen Türken, 20 Millionen Deutsche 


: k 


»Kräftige Männer, 
gesunde Frauen« 


Die SPD richtet sich auf ein neu- 
es Wahlvolk ein. Die Vorhersage 
des zur Spitzenmannschaft der 
SPD gehörenden Deutsch-Tür- 
ken: m UN-Wahlausgabe 


AUS DEM INHALT: 


Im Jahre 2100 werden die Deut- gestoppt 


schen in der Minderheit sein. 

Man sollte diesem neudeutschen 
SPD-Abgeordneten im Europa- 
parlament dankbar sein, daß er 
den schlafmützigen Restdeut- 
schen so klar und ehrlich die 
Wahrheit um die Ohren schlägt. 


m Verfassungsschutz: 
Meinungsfreiheit 
unerwünscht 


Œ Die Saga vom Volk der 
Zipfelmützen 
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Das offene Wort 


Wo Deutsch zum 
Risiko wird ... 


In der Speyerer Tageszeitung 
»Die Rheinpfalz« erschien am 
29.5.2004 folgender Bericht: 


»Rätselhaftes bei 
Hilfsbedürftigen« 


»Rund 170 Frauen und Män- 
ner kommen pro Ausgabetag 
zur „Speyerer Tafel“, um sich 
dort für einen Euro mit Le- 
bensmitteln reich bepacken zu 
lassen - ein sehr respektab- 
les Ergebnis dieser Aktion für 
hilfsbedürftige Speyerer. 


Eins wundert aber die Aktio- 
nisten: Daß diejenigen, die es 
am nötigsten haben, Kleinst- 
rentner und ältere Alleinste- 
hende, nur einen geringen Teil 
der „Kundschaft“ ausmachen. 


Der Lösung des Rätsels 
glauben die „Tafel“-Treuhän- 
der jetzt näher gekommen 
zu sein. Es muß wohl davon 
ausgegangen werden, daß 
es draußen in der Warte- 
schlange einige unerfreuliche 
Zwischenfälle gegeben hat: 
Deutsche Abholer sollen von 
ausländischen Mitbürgern aus 
Osteuropa oder Asien bedroht 
worden sein - für den Fall, daß 
sie es wagen, nochmal hier zu 
erscheinen. 


Direkte Hinweise gebe es 
nicht, berichten Mitarbeiter. 
Aber immerhin werden seit ge- 
raumer Zeit etliche vertraute 
Gesichter vermißt - von Men- 
schen, die wirklich „Tafelhilfe“ 
nötig haben. 


Es wäre sehr bedauerlich, 
wenn diese gute Aktion Scha- 
den nehmen würde durch die 
Rücksichtslosigkeit Einzelner 
- wo immer sie auch herkom- 
men mögen.« 


Ich kann das voll bestätigen. 
In der Warteschlange spre- 
che ich nur ein paar spanische 
Worte. Das verstehen sie zwar 
nicht, halten mich aber nicht für 
deutsch und tun mir nichts! 


(UN-Leserin Luise N. aus Speyer) 
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Nichts als bittere Wahrheiten! 


»Im Jahr 2100 wird es in 
Deutschland 35 Millionen Tür- 
ken geben. Die Einwohnerzahl 
der Deutschen wird dann bei un- 
gefähr 20 Millionen liegen. Das, 
was Kanuni Sultan Süleyman 
1529 mit der Belagerung Wiens 
begonnen hat, werden wir über 
die Einwohner, mit unseren kräf- 
tigen Männern und gesunden 
Frauen, verwirklichen.« 


Der auf Listenplatz 10 der SPD 
ins Europaparlament gewählte 
Flugreisen-Unternehmer Vural 
Öger, Mitglied der Zuwanderungs- 
kommission unter Prof. Rita Süß- 
muth und Bundesverdienstkreuz- 
träger, hat mit seinem plakativen 
Eroberungs-Vergleich nur das 
ausgesprochen, wovor in den UN- 
ABHÄNGIGEN NACHRICHTEN 
seit Anfang der 80er Jahre ver- 
geblich gewarnt wird. Dafür wur- 
den wir als »rechtsextremistisch« 
verleumdet, mit -zig Strafverfah- 
ren wegen »Volksverhetzung« 
überzogen und vom Verfassungs- 
schutz (der keiner ist, weil wir kei- 
ne Verfassung haben) beäugt. 


Schon im »Heidelberger Mani- 
fest« vom 17. Juni 1981 (siehe UN 
2/82) warnten namhafte deutsche 
Professoren vor dem deutschen 
Geburtendefizit, der fehlenden 
Familienpolitik und dem weiteren 
Zuzug von Ausländern; die zusam- 
men zu einer ethnischen Katastro- 
phe führen müßten. 


Prof. Herwig Birg, der Präsident 
der Deutschen Gesellschaft für 
Demographie, beschwört seit Jah- 
ren die Politik: 


»Durch den Geburtenrückgang 
in den letzten drei Jahrzehn- 
ten wurden in Deutschland die 
Weichen für einen langfristigen 
Bevölkerungsrückgang gestellt. 
Wenn die Geburtenrate z. B. auf 
dem seit drei Jahrzehnten nahe- 
zu konstanten Niveau von 1,2 bis 
1,4 Kindern pro Frau unverän- 
dert bliebe, würde die deutsche 
Bevölkerung - ohne Ausgleich 
durch Wanderungen - bis 2100 
auf 22,4 Millionen abnehmen.« 


Die im Bundestag sitzenden Par- 
teien kümmerte das alles nicht. Im 


SPIEGEL DER ZEIT 


Kampf um Macht und Posten blieb 
für die Sorge um das deutsche 
Volk keine Zeit. Nun beschließen 
sie notgedrungen eine verstärkte 
Zuwanderung, um die Bevölke- 
rungszahl zu halten, und geben 
Hunderte von Millionen Euro Steu- 
ergelder für die explodierenden 
Kosten der Integration aus. 


Und um 
ihre neu- 
en Wähler 
zu binden, 
schicken sie 
vermehrt 
Vorzeige- 
deutsch- 
türken wie 
Vural Öger 
(SPD) und : 
den famosen Kostenlosflieger 
Cem Özdemir (Grüne) ins Euro- 
paparlament, die sich vor allem 
für ihre Landsleute und für den 
EU-Beitritt der Türkei einsetzen 
werden. 


Wille des Volkes? 


Der Wille des Volkes ist das alles 
nicht. 57 % der Wähler wandten 
sich mit Grausen ab und verwei- 
gerten die Wahl. Fast 3 % wählten 
ungültig, um ihren Protest auszu- 
drücken. 9,8 % rollten den Stimm- 
zettel von unten auf und kreuzten 
irgendwelche Parteien an, um ihre 
Stimme nur nicht den herrschen- 
den Parteien zu geben. Nicht mal 
ein Drittel (30,2 %) der Wahlbe- 
rechtigten wählten die etablierten 
Parteien. 


Hätten die volkstreuen Parteien 
sich endlich einmal geeinigt, 
wären sie mit Sicherheit mit 
weit mehr als 5 Prozent ins EU- 
Parlament eingezogen. So aber 
ist Deutschland draußen. 


ZUM WEINEN 


»Die meisten Erdenbe- 
wohner wissen nicht, wo 
Deutschland liegt, außer 


denen, die wissen, daß es 
hier Knete gibt.« 


Jürgen Bregulla, 
Orstvorsitzender der CDU in Niedersachen, 
laut »Nordwest-Zeitung« vom 3.4.2004 
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UN-Wahlausgabe gestoppt 


Pünktlich zur Europawahl soll- 
te die UN 6/2004 erscheinen, 
um möglichst viele Wähler zu 
bewegen, Parteien zu wählen, 


Wahrheit » Klarheit + Offenheit 


UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 36. Jahrgang - Juni 2004 


Wählen oder 
Nichtwählen? 


Was können die Wähler 
der europäischen Völ- 
ker tun, um ihre Natio- 
nen und ihre Heimat und 
Kultur vor der drohenden 
Auflösung und Überfrem- 
dung zu schützen? 


Wahlverweigerung ist 
dort, wo keine Wahl- 
pflicht besteht, ein deut- 
licher Protest gegen die 
Eurotopia-Parteien, aber 
ändern kann solcher Pro- 
test auch nichts: 


Die etablierten Parteien, 
die das Selbstbestim- 
mungsrecht und die Sou- 
veränität ihrer Staaten an 
das Brüsseler Zentralko- 
mitee abtreten wollen, 
werden das auch dann 
tun, wenn die Mehrheit 


diesichderFremdbestimmung, 
stetiger EU-Erweiterung, der 
weiteren Zuwanderung und 
dem drohenden EU-Beitritt der 
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Türkei entgegenstellen. Hier 
ein Ausriß aus der Titelseite, 
die mitten im Druck angehal- 
ten werden mußte: 


UN 6/2004 


Unsere Forderung zur Europawahl: 


Für ein Europa 
der Vaterländer, 


gegen Eurotopia! 


»Die Türkei den Türken« 


ist das Motto der 


führenden Türkenzeitung in der BRD. Warum 
gilt Gleiches nicht auch für die europäischen 


Völker? 


Ein Bremer Staatsanwalt und ein folgsames Amtsgericht hielten dieses Bild mit dem 
Wunsch »Gute Heimreise« für Volksverhetzung. Lesen Sie die Begründung des Amts- 
gerichts und Sie wissen, wie gefährlich es in einem freiheitlich-demokratischen Rechts- 
staat sein kann, politisch unkorrekte Meinungen und Wünsche zu äußern! 


POLITISCHE JUSTIZ 


UN 6/2004 : Seite 4 


WAHRHEIT - KLARHEIT 


OFFENHEIT 


Wie schwer und gefährlich es heu- 
te ist, diesem Anspruch der Unab- 
hängigen Nachrichten gerecht zu 
werden, zeigt dieser Fall, in dem 
politisch-ideologisch geprägte 
»Säulen des Rechtsstaates« - ein 
Staatsanwalt und ein Amtsrichter - 
das Grundgesetz außer Kraft set- 
zen können. 


Wir hatten - ohne jede Parteiwer- 
bung - für die Titelseite der UN ein 
Plakatbild der Nationaldemokra- 
tischen Partei übernommen, auf 
dem statt weiterer Zuwanderung 
»Gute Heimreise« gewünscht 
wird. 


Wir kamen nicht auf die Idee, 
daß es strafbar sein könnte, Gä- 
sten eine gute Heimreise zu wün- 
schen. 


Am 3. Juni, die Druckmaschine 
lief auf Hochtouren, flatterte uns 
ein Beschlagnahmebeschluß des 
Amtsgerichts Bremen auf den 
Tisch: 


Die Aufforderung zur Rückwande- 
rung statt weiterer Zuwanderung 
mit dem Wunsch »Gute Heimrei- 
se« sei volksverhetzend und da- 
mit strafbar. 


Um den Druckereibetrieb, die 
UN-Mitarbeiter und die vielen 
UN-Leser, die ihre UN-Hefte im 
Bekanntenkreis verbreiten, vor ei- 
ner möglichen Strafverfolgung zu 
schützen, mußten wir Druck und 
Versandvorbereitungen stoppen. 
Hier der Beschlagnahmebeschluß 
des Amtsgerichts Bremen vom 
3.6.2004: 


BESCHLUSS 


Az. 220 Js 900026/04, StA Bremen 


»In dem Ermittlungsverfahren gegen 
UNBEKANNT wegen Volksverhet- 
zung: 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
wird gemäß 88 94, 98 StPO die Be- 
schlagnahme von zwei Wahlplakaten 
der NPD mit dem Text „Gute Heim- 
reise. Jetzt NPD“ und darauf abge- 
druckten Fotos angeordnet, da diese 
als Beweismittel für die Untersuchung 
von Bedeutung sind und der Einzie- 
hung unterliegen. 


Im Rahmen des Wahlkampfes zur 
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Europawahl 2004 sind in der Neuen- 
lander Straße in Bremen zwei Wahl- 
plakate der NPD aufgetaucht, bei 
denen der Verdacht eines Verstoßes 
gegen § 130 II StGB besteht. 


Die auf den Plakaten befindlichen 
Fotos zeigen mehrere Kopftücher tra- 
gende Frauen, die große Plastiktüten 
in den Händen tragen oder geschul- 
tert haben. 


Die meisten Frauen sind von hinten 
fotografiert, eine Frau wendet ihr Ge- 
sicht in Richtung des Fotografen. An 
ihr ist zu erkennen, daß sie das Kopf- 
tuch in einer Weise trägt, wie man es 
häufig bei türkischen und arabischen 
Frauen sieht. 


Direkt neben diesem Foto - nur durch 
einen schmalen schwarzen Balken 
getrennt - findet sich das Foto eines 
Minaretts. 


Die Bilder werden oben und unten 
von den Worten „Gute Heimreise“ ge- 
rahmt. Es ist offenbar die Absicht des 
Fotografen, den Einruck zu erwek- 
ken, daß es sich um ausländische 
Frauen handelt. Dieser Eindruck wird 
verstärkt durch das daneben befindli- 
che Foto eines Minaretts. 


Die Bildunter- und Überschrift „Gute 
Heimreise“ ist als hämische Form des 
Ausdrucks von Ausländerfeindlichkeit 
zu sehen, die inhaltlich mit der gröbe- 
ren Ausdrucksform „Ausländer raus“ 
gleichzustellen ist. 


Etwas anderes kann mit diesem Aus- 
druck nicht gemeint sein, als daß 
mit diesem Plakat zum Ausdruck 
gebracht werden soll, daß Auslän- 
der unterschiedslos mit wenig Habe 
Deutschland verlassen sollen. 


Das Bild mit den Frauen erinnert in 
seinem Aufbau stark an Fotos von 
Vertreibungen von Juden und von 
Kriegsflüchtlingen. 


Da die ausländerfeindliche Grundhal- 
tung der NPD aus vielen Wahlkämp- 
fen und Veröffentlichungen allgemein 
bekannt ist, kann dieses Plakat nur 
in einem einzigen Sinn verstanden 
werden, daß nämlich Ausländer 
Deutschland verlassen sollen. Eine 
andere Sinngebung erscheint nicht 
erkennbar und nicht vorstellbar. 


Mit dieser Darstellung von Fotos und 
Text wird zu Gewalt- oder Willkür- 
maßnahmen gegen ausländische 
Bevölkerungsteile in der Bundesre- 
publik aufgefordert, sie ist geeignet, 
bei bestimmten Personen eine latent 
vorhandene Ausländerfeindlichkeit 
hervortreten zu lassen und auslän- 
derfeindliche Aktionen auszulösen. 


POLITISCHE JUSTIZ 


Das Aufhängen dieser Plakate ist 
geeignet, im Sinne des § 130 II Nr. 1 
StGB zum Haß gegen Teile der Be- 
völkerung aufgrund ihrer Ausländer- 
eigenschaft aufzustacheln. 


Die Beschlagnahme verstößt nicht 
gegen Artikel 5 GG, weil das Grund- 
recht der Meinungsfreiheit seine 
Schranke u.a. auch in § 130 StGB 
findet. 


Nordhausen 
Richter am Amtsgericht« 


»Die Türkei den Türken« 


ist das tägliche Motto von »Hür- 
riyet«, der türkischen Zeitung in 
der BRD. Daß sich eine Partei 
strafbar machen könnte, wenn 
sie diese Forderung mit dem 
Wunsch einer guten Heimrei- 
se unterstützt, konnten wir uns 
nicht vorstellen. 


Die Behauptung der Staatsan- 
waltschaft, daß man mit solch 
einem Wunsch schon zu Ge- 
walt und Haß gegen Teile der 
Bevölkerung aufstachelt, sollte 
jedem rechtsbewußten Bürger 
zu denken geben, wohin eine 
solche Wort- und Meinungs- 
zensur führen kann. 


Unabhängig davon, ob man 
sich solchem Wunsch an- 
schließt oder nicht, hatte das 
Bundesverfassungsgericht erst 
kürzlich den unteren Gerichten 
eine Belehrung erteilt: 


»Der Protest gegen eine Über- 
fremdung hat eine ausländer- 
feindliche Grundrichtung und 
widerspricht damit der für die 


freiheitliche demokratische 
Ordnung grundlegenden Er- 
wartung der Toleranz der deut- 
schen Bevölkerung gegenüber 
Ausländern. Im Strafgesetz- 
buch sind ausländerfeindliche 
Äußerungen aber nicht schon 
als solche unter Strafe ge- 
stellt.« (BverfG 1 BVQ 17/01) 


Folgerichtig stellte die Staats- 
anwaltschaft Berlin, die zu- 
ständig war, das Verfahren als 
nicht strafbar ein. Eingang der 
Verfügung beim Rechtsanwalt 
am 11.6.2004 - zwei Tage vor 
der Wahl. 


Auch so kann man den Wahl- 
sieg der Eurotopia-Parteien 
sicherstellen ..... ! 
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Warnung - nur für Leute, die trotz Glotze noch denken können 


VORSICHT: RECHTSEXTREM! 


Wer diese angesichts des drohenden Zuwanderungsgesetzes höchst aktuelle Forderung für 
»rechtsextrem« hält, sollte dieses Blatt beiseite legen und nicht weiterlesen. 


TAUSCHEN WIR 


die Politiker aus, 
bevor sie 
das deutsche Volk 


AUSTAUSCHEN 


UNABHANGIGEINACHRICHITEN 


Postfach 400215 - 44736 Bochum 
www.un-nachrichten.de 


edud 


© Probeexemplar der 
Unabhängigen Nachrichten 
gegen € 1,44 Portoerstattung 
(Bitte in Briefmarken beilegen!) 


(U WAHRHEIT + KLARHEIT + OFFENREIT 


wissen. mehu ! 


BEISPIEL EINER UN-ANZEIGE 
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Verfassungsschutzbericht NRW: 
Pressevielfalt und 
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Innenministerium 


des Landes 
Nordrhein-Westfalen 


»Die Themenwahl der UN spiegelt unmittelbar die Aspekte, die die öffentlichen 
Diskussionen beherrschen; derzeit vor allem die Parteienkritik, die Problematik 
des öffentlichen Haushaltswesens oder der Irak-Konflikt.« 

Verfassungsschutzbericht des Landes NRW für 2003 


Warum und wieso solche Behand- 
lung von Zeitfragen, die unser 
ganzes Volk bewegen, Grund da- 
für ist, im Verfassungsschutzbe- 
richt hervorgehoben zu werden, 
wissen wohl nur jene Schlapphü- 
te oder Schlafmützen, die noch 
nicht einmal in der Lage sind, den 
Kalifen von Köln zu überwachen, 
geschweige denn das Grundge- 
setz kennen. In dem steht nämlich 
nichts davon, daß es verboten ist, 
seine Meinung zu den brennen- 
den Zeit- und Zukunftsfragen zu 
äußern. 

Damit Sie sich als mündiger Bür- 
ger ein eigenes Urteil bilden kön- 
nen, drucken wir nachstehend den 
vollen Text der Erkenntnisse des 
Amtes für Verfassungsschutz über 
die seit 35 Jahren erscheinende 
Monatszeitschrift UN - Unabhän- 
gige Nachrichten ab. 

Entscheiden Sie selbst, ob Sie die 
UN aufgrund dieser Bewertung 
bestellen, abbestellen oder ver- 
stärkt mithelfen wollen, daß diese 
»Stimme des Volkes« noch mehr 
normalverdummten Bürgern die 
Augen öffnen kann. Hier der VS- 
Bericht: 


Die ‚Unabhängige Nachrichten‘ 
(UN) werden von einem eingetra- 
genen Verein ‚Unabhängige Freun- 
deskreise‘ herausgegeben. Auf der 
laufend aktualisierten Internet- 
Homepage der UN nehmen sie 
in Anspruch, „für die Wahrung 
der Grund- und Bürgerrechte des 
Einzelnen, [...] für den Erhalt der 
Pressevielfalt und Meinungsfrei- 
heit!“ einzutreten. 


Wähler aufklären! - www.un-nachrichten.de 


Zum Bankrott des Gesundheitssystems 
Die verschwiegenen Gründe der Kostenexplosion 


Wähler aufklären! - www.un-nachrichten.de 


Tips für Schröders Sparprogramm 


Unser Sparvorschlag: 

Statt »Agenda 2010« und 
»Rasenmäher«-Kürzungen 
bei allen Bürgern endlich an 
den richtigen Stellen sparen! 


Nicht gespart wird: 


- für die Krankenbehandlung von illegalen 


Ausländern (1) 


aber richtig! 


- für jährlich 3,67 Mrd. Euro Kindergeld an 


Dementsprechend führt die Publi- 
kation den Untertitel „Wahrheit 
— Klarheit — Offenheit“. Ziel sei 
außerdem, „unabhängig zu sein 
von überholten Vorstellungen wie 
‚rechts‘ oder ‚links‘, denn natio- 
nalbewusste Menschen sind oft 
‚sozialistischer‘ als sogenannte 
Linke, weil sie statt Klassenkampf 
das Gemeinwohl des ganzen Vol- 
kes erstreben“. 


Themenschwerpunkte 


Tatsächlich befasst sich die Mo- 
natspublikation UN schwerpunkt- 
mäßig mit Artikeln, die die Kriegs- 
schuld Deutschlands leugnen, die 
Verunglimpfung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung 
beinhalten und die angeblich 
fortdauernde „Umerziehung“ der 
Deutschen durch die alliierten Sie- 


Dafür ist kein Geld da: 


+ für Ihren Zahnersatz und für 
Ihr Krankengeld, für die Sie 
jahre- oder jahrzehntelang 
Krankenkassenbeiträae ein- 


Titel der UN-Flugblätter 
germächte anprangern. Einzelne 
Artikel sind von bekannten oder 
ehemals aktiven Neonazis ver- 
fasst. 


Die Themenwahl der UN spiegelt 
unmittelbar die Aspekte, die die 
öffentlichen Diskussionen beherr- 
schen; derzeit vor allem die Par- 
teienkritik, die Problematik des 
öffentlichen Haushaltswesen oder 
der Irak-Konflikt. 


In der Bundesrepublik leben- 
de Ausländer beziehungsweise 
Asylbewerber werden pauschal in 
Zusammenhang mit „Steuerver- 
schwendung“ („Wegweiser in's 
Wunderland — Weltweit einmali- 
ge Sozialleistungen einschließlich 
Beschneidungskosten“, _ Ausga- 
be 8/2003) und „Überfremdung“ 
(„Deutschland blutet aus — nicht 


ZUR MEINUNGSFREIHEIT 
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nur beim Fußball“, Ausgabe 
9/2003) gebracht. Mit Formulie- 
rungen wie „Milchkuh für alle 
Welt“ (Sonderdruck G 64) oder: 
Sie sollten wissen, „daß unsere 
Regierung Teile Ihrer Pflichtbei- 
träge ins Ausland weiterreicht“ 
(Flugblatt ohne Nummerierung) 
wird ein Zusammenhang zwi- 
schen ansteigenden Krankenver- 
sicherungsbeiträgen und auslän- 
dischen Beschäftigten konstruiert. 
Dies entspricht populären rechts- 
extremistischen Feindbildern. Die 
anstehenden Sozialreformen wer- 
den mit pauschaliert dargestellten 
angeblichen Sparpotenzialen bei 
Leistungen an ausländische Staats- 
angehörige kommentiert („Nicht 
gespart wird: — für [...] Kindergeld 
an Nichtdeutsche [...] — für [...] so- 
ziale Leistungen an Asylbewerber 
[...]“, Ausgabe 10/2003). 


In Ausgabe 02/2003 werden die im 
Sinne von Verschwörungstheorien 
durch die UN aufgebauten Feind- 
bilder deutlich skizziert: 


UN 5/2003, Seite 8 
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Auf dem Stundenplan 36. 


FOLGE 


- Ersatzblätter für fehlende oder verfälschte Schulbücher - 


»Auf dem Stundenplan« - Beiblatt für Schülerzeitungen - Sonderdruck der UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 


Der Irak-Krieg und das Völkerrecht: 


»Angriffskrieg ist ein Verbrechen 
gegen den Weltfrieden« 


USA lieferten schon 1944 Milz- 
brandbomben: „Deutschland mit 
Giftgas durchtränken‘“ (Ausgabe 
5/2003) und „US-Diktatur geplant 
— welches Land ist das nächste?“ 
(Ausgabe 3/2003) ein seitens der 
„Weltherrschaftssüchtigen“ (Aus- 
gabe 5/2003) bestehendes un- 
mittelbares Bedrohungspotenzial 
auch für Deutschland. 


Erneute Werbeaktionen 


2003 wurden verstärkt Postwurf- 
sendungen an private Haushalte 
verteilt; zudem wurden Sticker 
verklebt — vorzugsweise an Ver- 
kehrsschildern. Häufig tauchten 
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Die USA lieferten schon 1944 Milzbrandbomben: 


»Deutschland mit Giftgas durchtränken!« 


„Alle bisherige Politik ist darauf 
ausgerichtet, das deutsche Volk 
ausbluten zu lassen, und zwar mit 
Hilfe antifaschistischer Massen- 
hypnose, nicht enden wollender 
Schuldbeteuerungen, der vom Ame- 
rikaner Finkelstein so bezeichneten 
‚Holocaust-Industrie ‘, sogenannter 
‚internationaler Verpflichtungen‘ 
und so weiter und so fort.“ 


Durch die assoziative Verknüpfung 
der — als Begriffe jedoch nicht im- 
mer konkret genannten — grund- 
legenden Komponenten rechtsex- 
tremistischer Angsttheorien von 
Kulturimperialismus, Plutokratie, 
Zionismus und aggressivem Glo- 
balismus als angeblichem Aus- 
gangspunkt der weltpolitischen 
Problemfelder suggerieren die 
UN mit Überschriften wie „Die 


außerdem Sonderdrucke mit Arti- 
keln aus aktuellen und älteren UN- 
Ausgaben auf. Als Verteiler dien- 
ten — soweit erkennbar — NPD- und 
DVU-Kreisverbände. 


Nachdem ein Preis für Aufsätze 
über „Israel und das Völkerrecht“ 
ohne Resonanz ausgelobt wurde, 
gab es keine neuen Ansprachen 
von Schülerzeitungen; gleichzei- 
tig wurden über das Internet so 
genannte „Ersatzblätter für fehlen- 
de und verfälschte Schulbücher“ 
veröffentlicht, die sich primär an 
Schüler und Pädagogen richten. In 
ihnen wurden die gleichen Schwer- 
punkte thematisiert wie in den 
Postwurfsendungen: „Was man 
für den Politik-Unterricht wissen 
sollte: Verschwiegene Wahrheiten 
zum US-Aufmarsch am Golf“ (Nr. 


35) und „Der Irak-Krieg und das 
Völkerrecht: Angriffskrieg ist ein 
Verbrechen gegen den Weltfrie- 
den“ (Nr. 36). 


Die „Ersatzblätter‘“ liegen häufig 
auch den regulären UN-Ausgaben 
als Sonderdruck bei. 


Die Kosten des in den letzten Mo- 
naten zubeobachtenden offensiven 
Werbefeldzugs der UN im Umfeld 
der rechtsextremistischen Parteien 
— insbesondere der NPD — sowie 
der zahlreichen — als Bürgerinfo 
firmierenden — Flugblattaktionen 
scheinen die Herausgeber finanzi- 
ell stark beansprucht zu haben. 


Hiervon zeugen ganzseitige Spen- 
denaufrufe sowie Hinweise in 
zahlreichen Artikeln, mit denen 
auf die mit der „Aufklärung“ ver- 
bundenen Kosten verwiesen wird. 


Weiterhin hat der Verlag offen- 
sichtlich Schwierigkeiten mit der 
Kundenpolitik zahlreicher Ban- 
ken: „Auch die Banken mögen uns 
nicht. Sie kündigen uns die Konten 
ohne Angabe von Gründen. Nur 
mündlich (um schriftliche Bewei- 
se zu vermeiden) deutet man uns 
aber an, für ‚politisch unkorrekte 
Rechte‘ wolle man kein Konto 
führen.“ (Ausgabe 7/2003) 


Was lernen wir aus diesem 
Bericht der vorgeblichen 
Verfassungsschützer? 


Die Pressefreiheit 
muß man schützen 


gegen die, 
die oben sitzen! 
UN -Postfach400215 -44736 Bochum 


URTEILEN SIE SELBST! 
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Behörden und Polizei im Katastropheneinsatz: 


Notstand in Passau - Eine Realsatire 


Rechtsextremes Flugblatt 
im Klinikum gefunden 


Rentner entdeckte das Schreiben im Wartesaal der Ambulanz 


Von Hans-Peter Hoeren 


Ein Flugblatt mit auslän- 
derfeindlichen Parolen ist 
im Klinikum entdeckt .wor- 
den. Das Papier, das in den 
von Rechtsradikalen gern 
verwendeten Farben Rot, 
Weiß und Schwarz gehalten 
ist, Jag im Wartebereich der 
Chirurgischen Ambulanz. 
Dort fand es ein Rentner aus 
dem Landkreis. Das Klini- 
kum distanziert sich vom In- 
halt des Flugblatts. 


Unter der Überschrift 
„Zum Bankrott des Gesund- 
heitssystems“ versprachen 
die Verfasser des Schreibens 
über die „verschwiegenen 
Gründe der Kostenexplosi- 
on“ aufzuklären. „Ich habe 
das für eine offizielle Infor- 
mation gehalten“, erzählt 
der Rentner, der seine Frau 
im Klinikum besuchte. Doch 
schnell wurde ihm klar, dass 
er es mit rechtspopulisti- 
scher Stimmungsmache zu 
tun hatte. 


Die große Zahl ausländi- 


Unsere Anmerkung: 
Wie unsicher und nervös müssen 
die »politische Klasse« und ihre 
»staatstragenden« (und per An- 
zeigen der Bundesregierung sub- 
ventionierten) Medien sein, wenn 
ein einzelnes aufgefundenes UN- 
Flugblatt in einem Warteraum 
solch eine hysterische Reaktion 
hervorruft!? 


scher Gesundheitstouristen, 
die mit ihren Chipkarten 
auch nicht in Deutschland 
lebenden Angehörigen eine 
ärztliche Versorgung zu- 
kommen ließen, seien die 
wahren Kostentreiber im 
Gesundheitswesen, so die 
Autoren des Schreibens. 
„Hoffen wir, dass die Bürger 
jetzt endlich die Frage nach 
den Verantwortlichen dafür 
stellen, wenn sie demnächst 
für jeden Arztbesuch bar 
netto zahlen müssen“, heißt 
es am Ende des Pamphlets. 


Verfassungsschutz 
beobachtet Verlag 


Die Verfasser sind „natio- 


nalbewusste“ Hobby-Re- 
dakteure aus Oberhausen, 
die sich zu den „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ zusam- 
mengeschlossen haben. Auf 
Anfrage teilte der Verlag mit, 
dass sich die Auflage im fünf- 
stelligen Bereich bewege. 
Genaueres wolle man nicht 
sagen, da man vom Verfas- 


sungsschutz beobachtet 
werde. Auch in Passau gebe 
es einige Abonnenten. 

„Bei uns ist bisher nie- 
mandem aufgefallen, dass 
solche Papiere hier regelmä- 
Big aufliegen würden. Nor- 
malerweise liegen hier keine 
Schriften mit politischem In- 
halt aus“, zeigte sich Eva 
Ströll, stellvertretende 
Werkleiterin des Klinikums, 
überrascht. Man sei aber 
dankbar für den Hinweis 
und werde künftig‘ noch 
mehr daraufachten. 

Ein kurzer Rundgang am 
gestrigen Nachmittag durch 
die Wartebereiche der Chir- 
urgischen Ambulanz, der 
Neurologie und der En- 
an bestätigte dies. 
Überall lagen Magazine und 
medizinische Infomateriali- 
en, von Hetzschriften keine 
Spur. Auch beim Arbeitsamt 
und dem Rathaus sind sol- 
che Schriftstücke bisher 
nicht gefunden worden. Der 
Passauer Polizei war bisher 
ebenfalls nichts von den Ak- 
tivitäten der „Unabhängigen 
Nachrichten“ bekannt. 


Passauer Neue Presse NIEDERBAYERISCHE ZEITUNG 8./9. April 2004 


Da hat irgendein Bürger ein 
völlig legales, von Anwälten auf 
straffreien Inhalt geprüftes UN- 
Flugblatt irgendwo abgelegt, 
und schon werden Ämter und 
Behörden durchsucht und die 
Polizei eingeschaltet. 

Es ist natürlich auch ein furcht- 
erregendes Zeichen, daß solche 
UN-Blätter auf weißem Papier mit 
schwarzem Text und roten Über- 


schriften gedruckt werden: Dem- 
nach ist dann auch die BILD-Zei- 
tung »rechtsextrem«, die erscheint 
nämlich auch im Zweifarbendruck 
schwarz-rot auf weiß ... ! 


Wenn es nicht so traurig stände 
um unsere freiheitlich-demokra- 
tische Verfassungswirklichkeit 
und Meinungsfreiheit, könnte 
man nur noch lachen. 

Ihre UN-Mitarbeiter 


RECHTSEXTREME DRUCKFARBEN 
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Ein modernes Märchen: 
Die Saga vom Volk der Zipfelmützen 


Es war einmal ... ein Land im 
Herzen Europas. Die Menschen, 
die dort lebten, waren zeitlebens 
damit beschäftigt zu arbeiten, 
Steuern zu zahlen und für's Alter 
vorzusorgen. Sie beherzigten das 
Motto ihrer Vorväter »Man lebt, um 
zu arbeiten« und schüttelten den 
Kopf über die gegenteilige Ansicht 
vieler ihrer südlichen Nachbarn, 
die ihnen einflüstern wollten »Man 
arbeitet, um zu leben«. 


Weltweit bekannt wurden diese 
Menschen aus Michelland durch 
ihre Zipfelmützen, die man über 
Augen und Ohren ziehen konn- 
te, um Unangenehmes möglichst 
nicht zu sehen und zu hören. Das 
nutzten die Politiker von Michel- 
land aus und verteilten das Geld 
und Vermögen dieses Völkchens 
an alle Welt, ohne daß jemand da- 
von las oder hörte oder es sonst- 
wie zur Kenntnis nahm. 


Da die Menschen nur für ange- 
nehme Nachrichten die Zipfelmüt- 
zen lüfteten, wurde ihnen verspro- 
chen, die Rentenkassen seien 
voll, es gäbe bald überall im Land 
nur noch blühende Landschaften, 
der Euro mache alles preiswerter 
und einfacher und die EU in Brüs- 
sel würde den Wohlstand künftig 
noch sicherer machen. 


Doch eines Tages wollten die Mi- 
chel die Früchte ihrer nimmermü- 
den Arbeit sehen und schoben die 
Zipfelmützen hoch. Sehr zu ihrem 
Erschrecken waren die Renten- 
kassen ratzeputz leer, die früheren 
DM-Löhne halbiert, die Euro-Prei- 
se aber genau so hoch wie zuvor 
in DM, ihre Arbeitgeber in andere 
Länder entschwunden, die Werke 
geschlossen und an vielen Läden 
hing das Schild »Zu vermieten«. 


Um sich herum sahen die er- 
schrockenen Michel nur noch 
schwarze Löcher neben Riesen- 
bergen von aufgetürmten Schul- 
den und überall fremdartige Leute, 
so daß sie ihre Heimat gar nicht 
wiedererkannten. 


Daraufhin erhoben sich erste 
Stimmen des Protestes gegen die 
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Karikatur aus der WAZ, 27.5.2004, Unterschrift: „Siegerfoto“ 


gutgläubig immer wieder gewähl- 
ten Parteien, und vereinzelt wurde 
der Ruf laut »Wir sind das Volk!« 


Das versetzte die Politiker in 
höchste Alarmstufe, und sie holten 
über viele Jahre so viele Nichtmi- 
chel ins Land wie nur möglich, um 
sich ein anderes Volk zu schaf- 
fen. Damit diese Nichtmichel dann 
aber auch ihre Gönnerparteien 
wählen konnten, wurde ein neues 
Staatsbürgergesetz erlassen und 
eine millionenteure Kampagne 
gestartet, um die Nichtmichel zu 
überreden, die Staatsbürgerschaft 
ihres Gastlandes anzunehmen. 


Verständlicherweise wollten die 
Nichtmichel nun aber auch die 
gleichen Rechte haben und so 
leben wie die Michel. Also wur- 
den die Michel wieder zur Kasse 
gebeten: Das soziale System der 
Michel, für das sie Jahrzehnte 
gearbeitet hatten, wurde zerstört. 
Wurde ein Michel arbeitslos, fiel 
er in kürzester Zeit der Armut an- 
heim. Obwohl die meisten dieser 
Michel über viele Jahre kleine 
Vermögen in die Sozialkassen 
eingezahlt hatten, bekamen sie 
dann nur noch ein Jahr lang Ar- 
beitslosengeld. Danach mußten 
sie alles veräußern, was sie an- 
gespart hatten, und anschließend 
wurden die Familienangehörigen 
vom Staat belangt. Waren auch 
die ausgeplündert, gab's für alle 


die gleiche »Grundversorgung«, 
für die betroffenen Michel genau 
so viel oder wenig wie für die zu- 
gewanderten Nichtmichel, die nie 
in die Sozialkassen eingezahlt 
hatten. So wurde nach Meinung 
der Politiker der Grundsatz »Glei- 
che Rechte für alle« vorbildlich 
verwirklicht. 


Als sich das Murren im Volk der 
Michel über diese Entwicklung 
aber zu einem Brodeln verstärkte, 
beschlossen die Politiker, nun Nä- 
gel mit Köpfen zu machen: 


Regierung und Opposition, die 
in Sachen Einwanderung bisher 
widerwärtige Schaukämpfe mit- 
einander geführt hatten um ihre 
stille Übereinstimmung zu verne- 
beln, einigten sich flugs über ein 
neues Zuwanderungserweite- 
rungsgesetz, damit künftig noch 
mehr Nichtmichel einwandern, 
und die Parteien sich endlich ein 
Wahlvolk nach ihren Wünschen 
schaffen können. 


Sie glauben, werter Leser, 
solch ein Michelland gäbe es gar 
nicht? Sie brauchen nur Ihre Zip- 
felmütze hochzuschieben ... ! 


Auf der nächsten Seite finden 
Sie ein Dokument zum Zeitge- 
schehen, dessen Inhalt Sie da- 
von überzeugen wird, daß dieses 
Märchen gar nicht so märchen- 
haft ist. Harry-R. Schönknecht 


EIN SELTSAMES VÖLKCHEN 
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Ein Bürger der Stadt Duisburg 
(Nordrhein-Westfalen) wandte 
sich mit einem kritischen Brief 
an die Oberbürgermeisterin der 
Stadt, weil er sich in den Straßen 
seiner Heimatstadt zunehmend 
nicht mehr heimisch, sondern 
als Fremder in der Stadt fühlt, 
in der seine Eltern und er aufge- 
wachsen sind. 

Die Antwort der Stadt im Auftrag 
der Frau Oberbürgermeisterin 
ist ein Dokument zum Zeitge- 
schehen und sollte zum Nach- 
denken anregen. Angeblich be- 
fürworten mehr als dreiviertel 
aller Duisburger das »mehrna- 
tionale Zusammenleben«, und 
die etablierten Parteien in Bund, 
Ländern, Städten und Gemein- 
den fördern diese Entwicklung 
- nicht nur in Duisburg. Handeln 
sie damit wirklich im Namen 
und zum Wohle des deutschen 
Volkes, wie es das Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vorschreibt? 


Stadtverwaltung Duisburg 
47049 Duisburg, 30.4.2004 


Die Oberbürgermeisterin 
Integrationsbüro 


47137 Duisburg 


Ihr Schreiben an Frau Oberbür- 
germeisterin Bärbel Zieling vom 
12.04.2004 


Sehr geehrter Herr wamm 


Frau Oberbürgermeisterin Bärbel 
Zieling hat Ihr oben genanntes 
Schreiben, mit der Bitte an mich 
weitergeleitet, Ihnen zu antwor- 
ten. 


Ich bedauere es sehr, dass Sie 
sich der mehrheitlich positiven 
Meinung der Duisburgerinnen und 
Duisburger zum Zusammenleben 
der unterschiedlichen Nationalitä- 
ten und Kulturen in unserer Stadt 
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Mehr als 146 Nationalitäten in Duisburg 


»76 % befürworten das mehrnationale Zusammenleben« 


nicht anschließen können. 


Die Ergebnisse der aktuellen 
Duisburger Bürgerumfrage, die 
jährlich durch das Amt für Statistik, 
Stadtforschung und Europaange- 
legenheiten in Auftrag gegeben 
wird und die Zufriedenheit mit den 
Wohn- und Lebensbedingungen 
der Duisburger Bürgerinnen und 
Bürger erfragt, widerlegen Ihren 
Eindruck. 


Sowohl deutsche als auch nicht- 
deutsche Duisburgerinnen und 
Duisburger haben sich im Rah- 
men dieser Umfrage jeweils zu 
78% geäußert, gerne in Duisburg 
zu leben. 


Über 76 % befürworten es, wenn 
Deutsche und Ausländer zusam- 
menleben und pflegen einen un- 
mittelbaren Kontakt in ihrer Nach- 
barschaft. Das Verhältnis von 
Deutschen und Ausländern in der 
Wohngegend wird gegenüber frü- 
heren Jahren jetzt sogar durchge- 
hend besser beurteilt. 


Die Einbürgerungszahlen der 
letzten Jahre sprechen für sich. 
In den letzten 5 Jahren haben 
sich über 17.000 Menschen in 
Duisburg einbürgern lassen und 
die deutsche Staatsangehörigkeit 
angenommen. Dahinter steht der 
Wille, sich im Rahmen der frei- 
heitlich demokratischen Grund- 
ordnung mit Deutschland und hier 
lokal mit Duisburg auch nach au- 
ßen hin zu identifizieren. Hierzu 
gehört auch die Bereitschaft, sich 
für die Stadt und ihre gesamtge- 
sellschaftlichen Belange einzu- 
setzen. 


Insgesamt leben über 146 Natio- 
nalitäten in Duisburg zusammen. 


Den immer wieder in der Öffent- 
lichkeit diskutierten Kommunika- 
tionshindernissen und scheinbar 
unüberwindlichen kulturellen 
Barrieren steht jedoch auch ein 
bürgerschaftlich gefestigtes En- 
gagement für ein gelungenes Zu- 
sammenleben entgegen. 


Deutsche und ausländische Duis- 


burgerinnen und Duisburger be- 
weisen tagtäglich, dass soziale, 
kulturelle und religiöse Unter- 
schiede nicht zu der von Ihnen 
befürchteten Überfremdung füh- 
ren, sondern, ganz im Gegenteil, 
Möglichkeiten eröffnen, gemein- 
sam das Stadtleben zu gestalten. 


Hervorzuheben ist an dieser 
Stelle insbesondere die Bevöl- 
kerungsgruppe der jungen und 
Jugendlichen Migranten und 
Deutschen, die zusammen auf- 
wachsen und so bereits frühzeitig 
ein Bewusstsein für Toleranz und 
fremde Kulturen erlangen. Dies 
sind wichtige Attribute, die in Zei- 
ten der Globalisierung und des 
Zusammenwachsen der Kulturen 
nur hilfreich sein können. 


Nicht vergessen möchte ich, dar- 
auf hinzuweisen, dass in unserer 
Stadt inzwischen viele ausländi- 
sche Unternehmen maßgeblich 
zum Gewerbesteueraufkommen 
der Stadt Duisburg beitragen. Wie 
Ihnen sicherlich bekannt ist, ge- 
hört die Gewerbesteuer zu einer 
der wichtigsten Einnahmequellen 
und ermöglicht Investitionen für 
wichtige Daseinsfunktionen, die 
allen Bürgerinnen und Bürgern 
zugute kommen. Daneben stellen 
sie Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung und geben der Duisburger 
Wirtschaft wichtige Impulse. 


Ich hoffe, dass ich Ihnen Bedeu- 
tung und Chancen eines intakten 
mehrnationalen Zusammenle- 
bens für Duisburg näher bringen 
konnte und wünsche mir, dass 
Sie zukünftig auch die positiven 
Aspekte der aktuellen Bevölke- 
rungsentwicklung unserer Stadt 
wahrnehmen können. 


Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Nese Kartal 

Leiterin des Integrationsbüros 


Hinweis: Neue Rechtschreibung und Fehler 
vom Original übernommen. UN 


DOKUMENT ZUR ZEITGESCHEHEN 
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»Arme drängen nach Deutschland« 


Kritik am Zuwanderungsgesetz - Wirtschaft warnte vergeblich 


»Die Wirtschaft wirft der Politik vor, 
beider Regelung der Zuwanderung 
Fehler zu machen. Das Münchner 
Ifo-Institut warnt vor einer Einwan- 
derungswelle osteuropäischer So- 
zialhilfe-Empfänger. 

Erwerbslose dürften aus Ost- 
europa sofort einwandern und hät- 
ten von Anfang an „Anspruch auf 
alle sozialen Leistungen“, kritisierte 
Ifo-Präsident Hans-Werner Sinn. 

Die _EU-Freizügigkeitsrichtlinie 
sei grotesk und werde die west- 
europäischen Sozialstaaten zer- 
stören. 


Nur eine Änderung der EU-Ver- 
fassung könne das noch verhin- 
dern. Die Folgen der Wanderungen 
in der EU seien „total übersehen“ 
worden, kritisierte er. Mittelfristig 
drohe die Folge, daß das deutsche 
Sozialsystem auf das US-Niveau 
zurückgefahren werden müsse. 
Ifo-Präsident Sinn schlägt vor, daß 
künftig das Heimatland der Bedürf- 
tigen in den Zuwanderungsländern 


für die Sozialleistungen zuständig 
bleiben müsse. 


Auch Reinhard Dörfler, Chef der 
IHK München und Oberbayern, 
warnte vor der Richtlinie: „Da findet 
wahrscheinlich wieder Armutsmi- 
gration statt, weil wir sehr großzü- 
gige Sozialsysteme haben“, sagte 
er dieser Zeitung. Das Bundesso- 
zialministerium erklärte dazu, ge- 
rate ein Ausländer in Not, werde 
ihm nur übergangsweise geholfen. 
Bayerns Sozialministerum fürch- 
tet hingegen, daß es in der Praxis 
schwer sein werde, die Menschen 
wieder heimzuschicken.« 

Münchner Merkur, 28. 5.2004 


Inzwischen hat sich diese Be- 
fürchtung voll bestätigt: In den 
Ämtern stehen Schlangen von 
Osteuropäern, die sich als hier 
wohnhaft anmelden und eine 
»ICH-AG« aufmachen. Mit der 
bieten sie für vier bis sechs Euro 
Stundenlohn ganz legal ihre Dien- 
ste an, und die deutschen Arbei- 
ter gehen stempeln. 


Liebe Leser, ganz privat: 


Unser Ferientip: »Nahrung für Urlaubergehirne« 


Wer kennt das nicht: man sitzt im Wartezimmer, beim Arzt, im Amt, 
beim Friseur und greift zu jedem möglichen Blättchen, daß man sonst 
nie zu Gesicht bekommt. Neugierig, was es alles so gibt, liest man und 
merkt plötzlich ganz erstaunt, daß man dies oder das überhaupt noch 


nicht wußte. 


Genau so ergeht es im Urlaub, in den Ferien. Da sitzt man in Bahn 
oder Bus, in der Hotelhalle, auf der Parkbank, am Strand, im Cafe 
und findet plötzlich ein Blatt, das herumliegt. Also: zugreifen, man hat 
ja heute noch nichts gelesen. Und man hat Zeit, gute Stimmung und 


keine Alltagssorgen. 


Und plötzlich hat man ein UN-Heft in der Hand oder ein Flugblatt, 
das man noch nie gesehen hat! Und endlich einmal Zeit, etwas zu 
lesen! Und bei manchem macht es dann „Klick“ im Gehirn und wir 


haben einen neuen UN-Bezieher! 


Diese Chance sollten wir ausnutzen, liebe UN-Leser! 


Für viele beginnt jetzt die Urlaubszeit! Bestellen Sie einen dicken 
Umschlag mit 10 verschiedenen UN-Heften und Flugblättern, den 
Sie in Ihren Urlaubskoffer packen! Und beim Spazierengehen am 
Ferienort lassen Sie dann hier und da ein Blatt liegen ... ! 


Viel Erfolg, Freude und Erholung im Urlaub! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


Aktuelle 


Wirtschaftsdaten 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
1/2002: 4.290.434 Arbeitslose 
1/2003: 4.623.778 Arbeitslose 
5/2004: 4 293.000 Arbeitslose* 
*) Anderung der Statistik 
Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Teilnehmer an Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik: 


5/2004: 1.493.425 


Arbeitsuchende: 
5/2004: 5.724.306 


Offene Stellen: 


Dezember 2003: 257.900 
Mai 2004: 319.000 


Staatsverschuldung: 
18. Juni 2004: 
1.362.014.476.186 Euro 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.186 Euro 
Schulden im Mai pro Kopf: 16.402 € 


Schulden im Juni pro Kopf: 16.504 € 
(www.steuerzahler.de, 19. Juni 2004) 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Nix verstehen, aber wählen! 


Mitten in Deutschland: Wahlwerbung auf russisch! 


Irgendwie verstehe ich es nicht 
ganz, wie das mit der Demokratie 
eigentlich funktioniert: Ich habe 
mal gelernt, daß in einer Demokra- 
tie alle Staatsbürger ab einem ge- 
wissen Alter wahlberechtigt sind. 


Die Staatsbürgerschaft kann aber 
nur der beantragen und erhalten, 
der genügend Grundkenntnisse in 
der deutschen Sprache hat. 

Eine Ausnahme gibt es bei der 
Kommunalwahl: An der können 
sich auch Bürger aus den EU-Län- 
dern beteiligen, die in der betreffen- 
den Gemeinde oder Stadt leben. 


Zur Stadtratswahl in Dresden 
(Wahlkreis 10) verteilte die CDU 
Wahlwerbezettel in russischer 
Sprache, um für ihren Kandidaten 
Josef Diffenbach zu werben. 


Nun überlege ich: Gehört Ruß- 
land auch schon zur EU, ohne 
daß ich das mitbekommen habe? 
Oder gibt es Russen mit deutscher 
Staatsbürgerschaft, die kein Wort 
deutsch lesen können? Wie sind 
die dann aber an dieses Einbürge- 
rungsdokument gekommen? 


»Sehr geehrter Wähler!« heißt 
es in der Wahlwerbung der CDU. 


YBarxkaeMbie 3eMmnakn! 


13 niona 2004 r. nPOBOAATCH BbI6OPbI 
B Topoackou Coper r. Dpesnena. 


Kakne ropaune npo6nembi Bac TPeBoxat? 
Bespa6oTtuua, coųnan, MNOXNE WIAHCBI. 
Huakun goxog, nnoxXası neHcun. 
Cna6ble nepcnekTuBbi y MONOAEXN. 
KoHcpnuKTbI C MECTHbIMN, KPUMUHaN. 
HesHaHne cBoero, HEMELUKOTO, A3bIkal 

B vem npuyuna? 
Cnabas unmezpayua 8 MeCMHYIO XKU3Hb! 


Kak pewum»s əmu npo6nembI? 
Ham Hago zaBoeeaTb "Phiyarn Bnactn"! 
[asaŭte BbigBnraTb ceoeeo KaHandaTa n3 
nepeceneHlleB B [enytraTbi ropogckoro 
cogeTa! Haw kaHgngarT, 


Herr Josef Diffenbach, (CDU) 


AaBnaeTca npencenatenem Poccnückux 
HeMUEB B r. [lpesneHe, umeeT 6onbwoŭ 
ONbIT B paote C MECTHLIMM OpraHaMmu. 
MHorne o6pauarınch K HeMy 3a TIOMOLLIO, 
N OH BCerga OXOTHO N GEeCKOPbICTHO BCEM 
noMoran n ÖyneT nomorartt! 


Bbı umeere 3 ronoca! 


Bawn ronoca 3a pewenne Bawnx npoßnem 


Josef Diffenbach A 4 4 


Ero no6ena Ha BbI6opax - 
Hawa c Bamn no6epa !!! 


Wahlwerbezettel der CDU im Wahl- 
kreis 10, Dresden-Prohlis und Reick 


»lhre Stimme für ein gewinnbrin- 
gendes Miteinander und besse- 
res Verständnis zwischen den 
Bürgern! Josef Diffenbach X X X 
Sein Sieg ist Ihr Gewinn!!!« 


Also haben wir Bürger in Deutsch- 
land, die nach Recht und Gesetz 
keine Bürger sein können (denn 
dazu müßten sie Grundkenntnisse 
der deutschen Sprache nachwei- 
sen), aber wahlberechtigt sind. 


Die von den Parteien geförderte 
»multikulturelle Gesellschaft« wird 
im ehemaligen Lande der Dichter 
und Denker wohl noch dazu füh- 
ren, daß demnächst die amtlichen 
Wahlzettel umgestaltet werden 
und statt Parteien und Kandidaten 
nur noch Bilder angekreuzt wer- 
den müssen, z.B. eine Faust, ein 
Kopftuch oder - vorbehalten für 
Urdeutsche - ein Schaf! 


Der einzige Lichtblick: Dieser 
CDU-Kandidat wurde nicht ge- 
wählt, dafür zog das »Nationa- 
le Bündnis Dresden«, zu dem 
sich erstmalig die volkstreuen 
Parteien zusammengeschlos- 
sen hatten, mit 3 Stadträten 
ins Dresdner Rathaus ein. Hof- 
fentlich wirkt dieses Signal! 

Sabine Möller 
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